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Der Stadtrat wird aufgefordert, das städtische Personalrecht zu ergänzen und in einem Artikel 
«Familienangehörige und Beziehungen» von städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu 
regeln. Folgende Punkte sind dabei im Personalrecht zu berücksichtigen: 
Bereits bei der Anstellung und im Auswahlverfahren muss sichergestellt werden, dass nur die 
bestmöglichen Kandidatinnen und Kandidaten ermittelt werden und dies nicht aufgrund von ei­
ner Beziehung (Familie, Freundschaft, Parteimitgliedschaft etc.) verfälscht wird. Bei der Beför­
derungspraxis, Entlöhnung und Ausbildung muss sich die Stadt Zürich zur Chancengleichheit 
verpflichten. Bevorzugung oder Vorteile aufgrund einer Beziehung darf es nicht geben. 

Begründung: 

Nepotismus gilt es zu verhindern. Der Bericht 2018 der Ombudsfrau (Beauftrage in Beschwer­
desachen), offenbart auf Seite 10, «dass immer häufiger Verwandte, Verschwägerte, Partnerin­
nen und Partner, Freundinnen und Freunde nicht nur im gleichen Departement, sondern ver­
mehrt auch in der gleichen Behörde, in der gleichen Verwaltungsabteilung oder gar im gleichen 
Team tätig sind.». 
«Loyalitätskonflikte, Interessenkollisionen, der Vorwurf der Klüngelei und Parteilichkeit, man­
gelnde Trennung von Privatem und Beruflichem, fehlende Transparenz, zu grosse Nähe oder 
Spannung im Team sind die naheliegendsten Stichworte dazu.» steht dazu weiter im Bericht. 
Ebenfalls erwähnt ist die Aufforderung «(„.) braucht es im öffentlichen Arbeitsverhältnis verbind­
liche Regelungen, die nachvollziehbar und allen zugänglich vermitteln, ( ... )» 

Wir bitten um gemeinsame Behandlung mit der Weisung 2019/184. 
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